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Mobbing hinter Kirchenmauern?
ZUG Per Ende August muss
der Kirchenmusiker der katho-
lischen Gemeinde St. Michael
gehen – nach 18 Jahren im
Amt. Nun gehen die Chor-
mitglieder auf die Barrikaden.

WOLFGANG HOLZ
wolfgang.holz@zugerzeitung.ch

«Für uns ist es sehr schmerzhaft, dass
ein fähiger Dirigent nach 18 Jahren ein-
fach weggefegt worden ist.» So bringt
ein Kirchenchormitglied seinen Protest
über die Entlassung des Kirchenmusi-
kers Marco Brandazza zum Ausdruck.
Der 55-Jährige muss per Ende des Mo-
nats gehen – wegen Unstimmigkeiten
zwischen ihm und der Gemeindeleiterin
Sibylle Hardegger.
Doch nun schlagen drei Personen im

Namen der Chöre und des Kirchenor-
chesters mittels einer Medienmitteilung
Alarm und protestieren gegen die Ent-
scheidung, die schon seit Monaten be-
kannt ist (Ausgabe vom 12. März). Ihre
Botschaft ist klar: «Wir wollen unseren
Dirigenten behalten», fordern sie. Ge-
mäss einer Umfrage seien nur noch sehr
wenige Chormitglieder «motiviert, wei-
terhin zu singen, weil sie ein solch un-
gebührliches Vorgehen des Kirchenrats,
der Kirchenschreiberin und der Pfarr-
leitung nicht goutieren», heisst es in der
Medienmitteilung. Und das nicht ohne
Grund. Die 60 Chormitglieder, die dem
inzwischen altehrwürdigen 127 Jahre
alten Cäcilienverein angehören und
einen Altersdurchschnitt von 70 Jahren
aufweisen, haben sich an Marco Bran-

dazza gewöhnt, sind begeistert von ihm –
werden sie doch «kompetent, menschlich
und humorvoll von ihm geleitet».

«Entsetzt und enttäuscht»
Marco Brandazza ist gebürtiger Mai-

länder und arbeitet seit 1987 als Kirchen-
musiker in der Zentralschweiz. Seit 1998
ist er Verantwortlicher in der Pfarrei
St. Michael in Zug. Seit 2006 wirkt er als
Leiter des Orgeldokumentationszentrums
an der Uni Luzern. Ein absoluter Exper-
te also. Und doch sind Brandazza und
Gemeindeleiterin Sibylle Hardegger an-
einandergeraten. Grund: Unstimmigkei-
ten über die Kirchenlieder, die imGottes-
dienst gesungen wer-
den. Die 49-jährige
Theologin und Kunst-
historikerin ist ad
interim eingestellt
worden – bis der neue
Pfarrer Reto Kauf-
mann im November
seinen Dienst antritt.
Die Chormitglie-

der, die nun auf die
Barrikaden gehen,
sind aber auch «ent-
setzt und enttäuscht»
über die «Art von
Mobbing», die da sei-
tens der Kirchenlei-
tung gegenüber dem
Kirchenmusiker ausgeübt worden sei.
«Denn für uns ist es nach wie vor un-
erklärlich, mit welcher BegründungMar-
co Brandazza gekündigt worden ist. In
Verhandlungen wurde allen Beteiligten
in Aussicht gestellt, Marco Brandazza
könne nach einer Aus- und Probezeit
mit dem neuen Pfarrer erneut die Lei-
tung der Kirchenmusik übernehmen.»
Doch vier Tage nach der Kirchgemeinde-

versammlung im Juni sei von diesem
Angebot keine Rede mehr gewesen,
heisst es in dem Schreiben weiter. Viel-
mehr sei die definitive Kündigung er-
folgt. «Wir kommen uns verschaukelt
und respektlos behandelt vor», sagen
die Chormitglieder. Und sie stellen eine
grundsätzliche Frage: «Die Pflege christ-
licher Werte lässt schwer zu wünschen
übrig. Ist dies der Stil der Personalfüh-
rung in unserer Kirchgemeinde?»

Brandazza nimmt erstmals Stellung
Zurück zu Marco Brandazza. Dieser

nimmt erstmals Stellung zu seiner Kün-
digung. «Die genauen und echten Grün-

de dafür sind mir
leider unbekannt»,
versichert er. Der Kir-
chenrat behaupte
einfach, er werde vom
Pfarreiteam St. Mi-
chael nicht mehr ak-
zeptiert. Und das,
ohne ihm jemals ge-
nau zu sagen, warum.
«Das empfinde ich
tatsächlich als unge-
recht. Nach 18 Jahren
erfolgreicher Tätigkeit
als Organist, Dirigent
und Choralschola-
Leiter kann ich mir
dies nicht erklären»,

so Brandazza. In der Sache habe er sich
stets konsequent auf die liturgischen und
kirchenmusikalischen Vorgaben gestützt.
«Darüber konnte ich mich mit der Ge-
meindeleiterin und ihrem priesterlichen
Mitarbeiter leider nicht finden.»

Differenzen seit Herbst 2015
Kirchenratspräsident Patrice Riedo

bestätigt, dass es im Herbst 2015 zwi-

schen der Pfarreileitung und dem ver-
antwortlichen Kirchenmusiker zu Mei-
nungsverschiedenheiten gekommen sei.
«Diese drehten sich hauptsächlich um
Fragen der musikalischen Gestaltung
von Gottesdiensten und umVerantwort-
lichkeiten in der Planung», so Riedo.
Die Differenzen um die musikalische
Gestaltung der Gottesdienste habe man
jedoch nicht lösen können. «Es ist ge-
nerell darum gegangen, welche Aufgabe,
Verantwortung und Kompetenz der Ge-
meindeleitung und welche dem ver-
antwortlichen Kirchenmusiker zukom-
men», sagt Riedo. Der Kirchenrat habe
dazu von Beginn an die klare und
einstimmig gefasste Haltung vertreten,
dass die abschliessende Kompetenz für
die Gestaltung der Gottesdienste bei der
Gemeindeleitung liegt. Nach reiflicher
Überlegung habe der Kirchenrat dann
beschlossen, den Arbeitsvertrag Brand-
azzas als Organist und verantwortlicher
Kirchenmusiker zu kündigen.

Neuen Vertrag ausgeschlagen
Nicht betroffen davon sei Brandazzas

Tätigkeit als Chorleiter des Kirchenchors,
der Choralschola und der Kantoren.
Riedo: «Das Anstellungsverhältnis sollte
fortgesetzt werden, jedoch auf Basis des
neuen Anstellungs- und Besoldungsre-
glements der Katholischen Kirchgemein-
de Zug. «Dieses angepasste Arbeitsan-
gebot hat Herr Brandazza ausgeschla-
gen, weil er auf seine Tätigkeit als
Organist nicht verzichten wollte.» Dem
Kirchenrat sei bewusst gewesen, dass
der Chor mit den Leistungen Brandaz-
zas zufrieden war. Riedo: «Der Kirchen-
rat muss jedoch feststellen, dass die
Fixierung des Chors auf Herrn Brand-
azza als Chorleiter und Organist eine
Lösungsfindung enorm erschwert.»

FDP will Tourismusabgaben streichen
OBWALDEN Hotels und
Zweitwohnungsbesitzer sollen
von Abgaben befreit werden,
schlagen die Freisinnigen
vor. Einspringen müssten
die Steuerzahler.

Touristische Leistungsträger – etwa
Hotels, Restaurants und Ferienwoh-
nungsbesitzer – leiden schon genug
unter der Frankenstärke. Weshalb soll
man sie also noch zur Kasse bitten, wenn
es darum geht, eine Tourismusorgani-
sation zu finanzieren? Diese grundsätz-
liche Frage wirft die FDP Obwalden im
Rahmen der Vernehmlassung zumüber-
arbeiteten Tourismusgesetz auf. Die Par-
tei ist der Meinung, «dass die Finanzie-
rung der Tourismusförderung mittels
ordentlichen Steuergeldern sichergestellt
werden sollte», dies basierend auf einem
entsprechenden Leistungsauftrag. «So-
mit werden unnötige Abgaben und Be-
lastungen beseitigt, und zusätzlich kön-
nen die Behörden von administrativen
Aufwendungen entlastet werden.»

Von Abgaben befreien
Konkret würde dies bedeuten: Die

Obwalden Tourismus (OT) AG wird di-
rekt vom Kanton finanziert. Hotels, Fe-
rienwohnungsbesitzer und andere Leis-
tungsträger müssen keine speziellen
Abgaben mehr in den Tourismustopf
zahlen. «Wir sind der Meinung, dass das
Gewerbe, die Unternehmer und Private
von Abgaben und Belastungen befreit
werden sollten», sagt der Engelberger
FDP-Kantonsrat Martin Mahler auf An-
frage. Er zieht einen Vergleich zur Stand-
ortpromotion Obwalden. Diese Organi-
sation zur Wirtschaftsförderung werde
auch vom Kanton mitfinanziert. «Letzt-
endlich handelt es sich beim Tourismus
ja auch um eine Form der Wirtschafts-
förderung», sagt Mahler.

Wer soll das «Kässeli» füllen?
Schlägt die FDP Obwalden hier einen

völlig neuen Weg der Tourismusfinan-
zierung vor? «Nein», sagt Urs Wagenseil,
Tourismusexperte und Dozent an der
Hochschule Luzern. Dass der Tourismus
direkt von der öffentlichen Hand finan-
ziert – oder zumindest mitfinanziert –

werde, sei in der Schweiz «völlig normal».
Es gebe eine ganze Reihe von verschie-
denen Finanzierungsmodellen im Touris-
mus. «Das Problem ist relativ simpel: Ich
habe ein ‹Kässeli› für den Tourismus, das
gefüllt werden muss. Entweder schaffe
ich nun ein Gesetz im Sinne einer Tou-
rismusförderungsabgabe – dann werden
die Leistungsträger besteuert. Oder ich
entscheide, den Tourismus über den
ordentlichen Haushalt zu finanzieren.»
Die Frage sei: «Wird der Topf genügend
gefüllt, wenn ich komplett auf Abgaben
der Leistungsträger verzichte?»

Simpel, aber kaum mehrheitsfähig
Diese Frage stellt sich auch Volkswirt-

schaftsdirektor Niklaus Bleiker. «Grund-
sätzlich wäre das natürlich die einfachs-

te Lösung», sagt er zum Vorschlag der
Liberalen. «Ich glaube aber nicht, dass
es der richtige Weg ist, komplett auf die
Abgaben der Leistungsträger zu ver-
zichten und alles auf die Steuern zu
überwälzen.» Auch zweifelt Bleiker da-
ran, ob dieser Vorschlag in der Bevöl-
kerung mehrheitsfähig wäre. Den Ver-
gleich mit der Standortpromotion Ob-
walden findet er nicht ganz passend.
«Von den durch die Standortpromotion
Obwalden generierten Steuereinnahmen
profitieren alle Bürger. Beim Tourismus
ist das – obwohl der für Obwalden auch
sehr wichtig ist – nicht unbedingt so.»

Bundesgericht verlangt Korrektur
Die FDP schlägt weiter vor, dass man

mit der Überarbeitung des Tourismus-

gesetzes noch warten soll, bis der Wir-
kungsbericht zu Obwalden Tourismus
vorliegt. Die FDP findet, es mache wenig
Sinn, das Tourismusgesetz anzupassen,
bevor der Wirkungsbericht vorliege. Die-
ser Forderung stimmen auch die anderen
Parteien zu. Wie die Staatskanzlei auf
Anfragemitteilte, soll derWirkungsbericht
voraussichtlich im Oktober vorliegen.
Nötig wurde die Überarbeitung des

Tourismusgesetzes wegen eines Bundes-
gerichtsurteils. Neu schlägt die Regierung
vor, dass alle Zweitwohnungsbesitzer
Tourismusabgaben zahlen müssen und
nicht nur jene, die ausserhalb des Kan-
tons wohnen. Bislang zahlten einheimi-
sche Zweitwohnungsbesitzer nichts.

ADRIAN VENETZ
adrian.venetz@obwaldnerzeitung.ch

Eine Touristin auf dem Titlis-Gletscher. Die FDP will,
dass der Tourismus in Obwalden vom Kanton finanziert wird.
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Den «richtigen
Wolf» getroffen
ATTINGHAUSEN red. Beim Ende Juli
im Gebiet Surenen/Blackenalp er-
legten Wolf (Ausgabe vom 29. Juli)
handelt es sich wie erwartet um den
männlichen Wolf mit dem Namen
M68. Dies bestätige die DNA-Analyse
des Laboratoire de Biologie de la
Conservation de l’Université de Lau-
sanne, wie aus einer gestern veröf-
fentlichten Mitteilung hervorgeht.

Bereits mehrfach nachgewiesen
Die Sicherheitsdirektion Uri hatte

am 14. Juli eine Verfügung für den
Abschuss des Wolfs erlassen. Auf-
grund des Bewegungsmusters wurde
davon ausgegangen, dass es sich beim
Wolf um dasMännchenM68 handelt,
welcher im ersten Halbjahr 2016
mehrfach bei DNA-Analysen von Ris-
sen in Uri, Nid- und Obwalden nach-
gewiesen werden konnte.

SVP kritisiert,
SP appelliert
SEELISBERG bar. Für die SVP Uri hat
die Urner Regierung im Zusammen-
hang mit der geplanten Asylunter-
kunft im Hotel Löwen in Seelisberg
konzeptlos agiert und schlecht kom-
muniziert. Sehr erstaunt ist die Partei,
dass die Regierung «erst jetzt – nach
dem Eklat in Seelisberg – eine Ge-
samtschau im Vollzug des Asylwesens
im Kanton Uri vornehmen und sich
insbesondere mit der Frage der
Unterbringung auseinandersetzen
will». Dies schreibt die SVP in einer
Mitteilung.

Lage falsch beurteilt
Vor zehn Tagen habe die Regierung

noch betont, dass die Unterkunft in
Seelisberg dringend benötigt werde.
Nach dem Eklat kam die Regierung
zum Schluss, dass zurzeit im Urner
Talboden für den Asylbereich noch
genügend verfügbare Unterkunfts-
kapazitäten vorhanden sind. Aus Sicht
der SVP ist das ein klares Zeichen,
dass die Lage falsch eingeschätzt
wurde. «Für uns steht eine Prüfung
der Programmvereinbarung, welche
die Zusammenarbeit zwischen dem
Schweizerischen Roten Kreuz und
dem Kanton Uri regelt, im Vorder-
grund», teilt die Partei mit.

SP: Asyl ist ein Menschenrecht
Die SP begrüsst, dass die geplan-

te Asylunterkunft in Seelisberg auf
Eis gelegt wird, wie sie gestern mit-
teilte. «Es ist wichtig, dass die Wogen
geglättet werden und die Konflikt-
parteien eine Aussprache vorneh-
men.» Die Partei unterstützt auch
die Schaffung eines Asylausschusses
im Kanton Uri. «Ein derart umstrit-
tenes und wichtiges Thema ist unse-
rer Meinung nach Landammann-
sache. Asyl ist ein Menschenrecht
und darf kein Wunschkonzert sein,
wer Schutzsuchende aufnehmenwill
und wer nicht», heisst es in der Mit-
teilung weiter.
Gleichzeitig appelliert die SP an die

Seelisberger: Sie seien nun gefordert,
ihre Verlautbarungen zur Bereitschaft
der Aufnahme von Asylsuchenden
wahr zu machen. Wenn dies von der
Regierung wieder in Betracht gezogen
werde, müsse auch Seelisberg bereit
sein, Asylsuchende aufzunehmen.

E-Bike-Fahrer
schwer verletzt
ZUG red. Auf dem Chamer Fussweg
zwischen Zug und Cham sind gestern
zwei Velofahrer zusammengeprallt.
Ein 43-jähriger E-Bike-Fahrer wurde
dabei lebensbedrohlich verletzt, wie
die Zuger Polizei mitteilt. Er wurde
von der Rega in kritischem Zustand
in eine Spezialklinik geflogen. Der
zweite Velofahrer, ein 20-jähriger
Mann, wurde mit mittelschweren
Verletzungen ins Spital eingeliefert.
Der genaue Unfallhergang ist laut
Zuger Polizei noch unklar. Der Weg
musste für die Bergung und die Spu-
rensicherung gesperrt werden.

«Die genauen und
echten Gründe sind

mir leider unbekannt.»
MARCO BRANDAZZA
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